
Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 

Drucksache 13/10282 
31.03. 98 

Gesetzentwurf 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
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A. Problem 

Weitere Umsetzung des Versorgungsberichts der Bundesregie-
rung (Drucksache 13/5840) auf der Grundlage des Entwurfs des 
Versorgungsreformgesetzes 1998 (Drucksache 13/9527). Dämp-
fung der Versorgungskosten durch Bildung einer Versorgungs-
rücklage zur Stärkung der Finanzierungsgrundlage im Zeitraum 
der höchsten Belastung der Haushalte mit Versorgungskosten. 
Zugleich werden damit im Hinblick auf die für die gesetzliche 
Rentenversicherung vorgesehenen Maßnahmen gleichgerichtete 
und wirkungsgleiche Änderungen im Beamtenbereich getroffen. 

B. Lösung 

Bildung einer Versorgungsrücklage des Bundes. Diese wird in der 
Weise finanziert, daß in den Jahren 1999 bis 2013 die Besoldungs- 
und Versorgungsanpassungen nach § 14 Bundesbesoldungsge-
setz und nach § 70 Beamtenversorgungsgesetz vermindert wer-
den. Die Unterschiedsbeträge gegenüber den nicht verminderten 
Anpassungen werden einem Sondervermögen zugeführt, dessen 
Mittel von der Deutschen Bundesbank verwaltet werden. Ab 2014 
werden der Bundeshaushalt und die Haushalte bundesunmittel-
barer Körperschaften, Anstalten und Stiftungen dadurch entlastet, 
daß das Sondervermögen über einen Zeitraum von 15 Jahren zur 
Entlastung des Bundes von Versorgungsausgaben verwendet 
wird. Hinzu kommt eine dauerhafte Entlastung der öffentlichen 
Haushalte durch die Absenkung des Besoldungs- und Versor-
gungsniveaus um 3 v. H. ab 2014. 

C. Alternativen 

Keine 
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D. Kosten 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Keine zusätzlichen Kosten im Hinblick auf § 14 a Bundesbesol-
dungsgesetz. 

2. Vollzugsaufwand 

Der Aufwand für die Verwaltung des Sondervermögens ist ge-
ringfügig; dieser kann aus den vorhandenen Personal- und Sach-
mitteln abgedeckt werden. 

E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Entwurf eines Gesetzes über eine Versorgungsrücklage des Bundes 
(Versorgungsrücklagegesetz - VersRücklG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

§1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für den Bund und alle bun-
desunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen, die als Dienstherren an Bundesbeamte im 
Sinne des § 2 Bundesbeamtengesetz, an Richter des 
Bundes und an Soldaten Dienstbezüge und an Ver-
sorgungsempfänger Versorgungsbezüge zahlen. Das 
Gesetz gilt auch bei Beteiligungen an der Zahlung 
von Versorgungsbezügen. Es gilt auch für das Bun-
deseisenbahnvermögen, für die juristischen Perso-
nen, die ermächtigt sind, die dem Dienstherrn Bund 
obliegenden Rechte und Pflichten gegenüber Beam-
ten wahrzunehmen, sowie für die Unterstützungs-
kassen nach den §§ 14 bis 16 des Postpersonalrechts-
gesetzes vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325, 
2353). 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für die Deutsche Bun-
desbank. 

§2 

Errichtung ' 

Zur Durchführung von § 14 a Bundesbesoldungs-
gesetz 1) wird zur Sicherung der Versorgungsaufwen-
dungen ein Sondervermögen unter dem Namen 
„Versorgungsrücklage des Bundes" errichtet. 

§3 

Zweck 

Das Sondervermögen dient der Sicherung der Ver-
sorgungsaufwendungen. Es darf nach Maßgabe des 
§ 7 nur zur Entlastung von Versorgungsaufwendun-
gen der Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 ver-
wendet werden, die Versorgungsbezüge zahlen. 

§4 

Rechtsform 

Das Sondervermögen ist nicht rechtsfähig. Es kann 
unter seinem Namen im rechtsgeschäftlichen Ver-
kehr handeln, klagen und verklagt werden. Der 
allgemeine Gerichtsstand des Sondervermögens ist 
Berlin. 

1) In der Fassung des Artikels 5 Nr. 4 des Entwurfs des Versor-
gungsreformgesetzes 1998 (Drucksache 13/9527). 

§5 

Verwaltung, Anlage der Mittel 

(1) Das Bundesministerium des Innern verwaltet 
das Sondervermögen. Die Verwaltung der Mittel des 
Sondervermögens wird der Deutschen Bundesbank 
übertragen. Für die Verwaltung der Mittel werden 
keine Kosten erstattet. 

(2) Die dem Sondervermögen zufließenden Mittel 
einschließlich der Erträge sind in handelbaren Schuld-
verschreibungen des Bundes zu marktüblichen Be-
dingungen anzulegen. Das Bundesministerium des 
Innern und das Bundesministerium der Finanzen er-
lassen einvernehmlich Anlagerichtlinien. Soweit Be-
lange der bundesunmittelbaren Sozialversicherungs-
träger berührt sind, ist das Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
herzustellen. 

§6 

Zuführung der Mittel 

(1) Die sich nach § 14 a Abs. 2 Bundesbesoldungs-
gesetz durch die Verminderung der Besoldungs- und 
Versorgungsanpassungen des laufenden Jahres und 
der Vorjahre ergebenden Beträge sind von den 
in § 1 Abs. 1 genannten Einrichtungen jährlich nach-
träglich zum 15. Januar des Folgejahres zu Lasten 
der Titel für Amts-, Besoldungs- und Versorgungsbe-
züge dem Sondervermögen zuzuführen. Beträge, die 
nicht aus dem Bundeshaushalt zugeführt werden, 
sind gesondert auszuweisen. Die Höhe der Beträge 
wird nach einer vom Bundesministerium der Finan-
zen festzulegenden Berechnungsformel aus den 
Ist-Ausgaben des abgelaufenen Haushaltsjahres er-
mittelt. 

(2) Für beurlaubte Beamte, denen die Zeit einer 
Beurlaubung als ruhegehaltsfähig anerkannt wor-
den ist, sind von der Einrichtung nach § 1 Abs. 1, die 
die Beurlaubung ausgesprochen hat, Beträge auf 
der Grundlage der fiktiven Bruttobezüge zuzufüh-
ren. 

(3) Auf die Zuführungen nach den Absätzen 1 
und 2 ist bis zum 15. Juni des laufenden Jahres ein 
Abschlag in der zu erwartenden Höhe zu zahlen, 
der mit der Zuführung zum 15. Januar zu verrechnen 
ist. 

§7 

Verwendung des Sondervermögens 

Das Sondervermögen ist nach Abschluß der Zufüh-
rung der Mittel (§ 14 a Abs. 2 Bundesbesoldungsge- 
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setz) ab 1. Januar 2014 über einen Zeitraum von 
15 Jahren zur schrittweisen Entlastung von Versor-
gungsaufwendungen einzusetzen. Die Entnahme 
von Mitteln ist durch Gesetz zu regeln. Die Entnah-
me der gesondert ausgewiesenen Mittel der bundes-
unmittelbaren Sozialversicherungsträger erfolgt auf 
der Grundlage von Beschlüssen der Selbstverwal-
tungsorgane. 

§8 

Vermögenstrennung 

Das Sondervermögen ist von dem übrigen Vermö-
gen des Bundes, seinen Rechten und Verbindlichkei-
ten getrennt zu halten. 

§9 

Wirtschaftsplan 

Das Bundesministerium des Innern stellt ab dem 
1. Januar 1999 für jedes Wirtschaftsjahr mit Zustim-
mung des Bundesministeriums der Finanzen einen 
Wirtschaftsplan auf. 

§ 10 

Jahresrechnung 

(1) Die Deutsche Bundesbank legt dem Bundes-
ministerium des Innern jährlich einen Bericht über 
die Verwaltung der Mittel des Sondervermögens vor. 
Auf dessen Grundlage stellt das Bundesministerium 
des Innern am Ende jeden Rechnungsjahres die Jah-
resrechnung des Sondervermögens auf. 

(2) In der Jahresrechnung sind der Bestand des 
Sondervermögens einschließlich der Forderungen 
und Verbindlichkeiten sowie die Einnahmen und 
Ausgaben nachzuweisen. 

§ 11 

Beirat 

(1) Bei dem Sondervermögen wird ein Beirat gebil-
det. Er wirkt bei allen wichtigen Fragen mit. Insbe-
sondere ist er zu den Anlagerichtlinien, dem Wirt

-schaftsplan und der Jahresrechnung zu hören. 

(2) Der Beirat besteht aus dreizehn Mitgliedern, 
die vom Bundesministerium des Innern für die Dauer 
von fünf Jahren berufen werden. Dem Beirat gehören 
ein Vertreter des Bundesministeriums des Innern als 
Vorsitzender, ein Vertreter des Bundesministeriums 
der Finanzen, ein Vertreter des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung, drei Vertreter des 
Deutschen Beamtenbundes, drei Vertreter des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes sowie je ein Vertreter 
des Deutschen Richterbundes, des Bundes Deutscher 
Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter, des 
Christlichen Gewerkschaftsbundes und des Deut-
schen Bundeswehrverbandes an. Für jedes Mitglied 
ist ein Stellvertreter zu berufen. Scheidet ein Mitglied 
oder ein Stellvertreter vorzeitig aus, so wird für den 
Rest seiner Amtszeit ein Nachfolger bestimmt. 

(3) Das Sondervermögen zahlt an die Mitglieder 
und ihre Stellvertreter für ihre Tätigkeit keine zusätz-
liche Vergütung; Auslagen werden ebenfa lls nicht er-
stattet. 

(4) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung. 

§12 

Auflösung 
 

Das Sondervermögen gilt nach Auszahlung seines 
Vermögens (§ 7) als aufgelöst. 

§13 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1999 in Kraft. 

Bonn, den 31. März 1998 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Otto Hermann Solms und Fraktion 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Alle Alterssicherungssysteme stehen in Zukunft vor 
erheblichen Problemen, da vor allem die demo-
graphische Entwicklung (höhere Lebenserwartung, 
sinkende Geburtenzahlen) ansteigende Ausgaben 
- auch der Beamtenversorgung - mit sich bringt. Der 
Versorgungsbericht der Bundesregierung hat ge-
zeigt, daß die Versorgungsausgaben im öffentlichen 
Dienst in den kommenden Jahren deutlich ansteigen 
werden. 

Aus diesem Grunde sieht der Entwurf eines Gesetzes 
zur Umsetzung des Versorgungsberichts (Versor-
gungsreformgesetz 1998- VReformG) in Artikel 5 
Nr. 4 durch die Einfügung eines § 14 a in das Bundes-
besoldungsgesetz - BBesG - die Einführung einer 
Versorgungsrücklage vor. Die Mittel werden in der 
Weise aufgebracht, daß in den Jahren 1999 bis 2013 
die Besoldungs- und Versorgungsanpassungen nach 
§ 14 Bundesbesoldungsgesetz und nach .§ 70 Beam-
tenversorgungsgesetz vermindert werden. Die Unter-
schiedsbeträge gegenüber den nicht verminderten 
Anpassungen werden den Sondervermögen zuge-
führt. So tragen die aktiven Beamten und die Versor-
gungsempfänger zur Stärkung der Finanzierungs

-

grundlage im Zeitraum der höchsten Belastung 
durch Bildung von Versorgungsrücklagen bei. Die 
Mittel der Sondervermögen dürfen nach der Anspar-
phase nur zur Finanzierung künftiger Versorgungs-
ausgaben verwendet werden. 

§ 14 a Abs. 3 BBesG sieht vor, daß nähere Regelun-
gen über Ausgestaltung und Verwaltung der Sonder-
vermögen der Bund und die Länder im Rahmen der 
Zweckbindung und ihrer Haushaltsselbständigkeit 
treffen. Für den Bereich des Bundes sollen die nähe-
ren Bestimmungen über die Verwaltung und Anlage 
seines Sondervermögens durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf getroffen werden, der zugleich der 
weiteren Umsetzung des Versorgungsreformgesetzes 
1998 im Bereich des Bundes dient. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Das Gesetz gilt für den Bund. Es erfaßt die Zahlung 
von Bezügen an Beamte, Richter und Soldaten sowie 
die Zahlung von Versorgungsbezügen an Versor-
gungsempfänger. Es erfaßt auch die Zahlung von 
Amtsbezügen für öffentlich-rechtliche Amtsverhält-
nisse, die an das Bundesbesoldungsgesetz anknüp-
fen (z. B. Bundesminister, Parlamentarische Staats-
sekretäre). Es gilt in gleicher Weise für die Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, die Bundesbeamte im Sinne des § 2 Bundes-
beamtengesetz beschäftigen. Ferner gilt das Gesetz 
für die juristischen Personen, die gemäß besonderer 
gesetzlicher Regelung die dem Dienstherrn Bund 

obliegenden Pflichten und Rechte gegenüber ihren 
Beamten wahrnehmen. Damit ist sichergestellt, daß 
jede Zahlung von Besoldungs- und Versorgungsbe-
zügen den Bund und die übrigen Dienstherren des 
Bundes dazu verpflichtet, dem Sondervermögen Mit-
tel zuzuführen. 

Absatz 2 bestimmt, daß dieses Gesetz nicht für die 
Deutsche Bundesbank gilt, weil sie bereits auf Grund 
anderer gesetzlicher Regelungen Rückstellungen in 
vollem Umfang für ihre Pensionsverpflichtungen bil-
det und in ihrer Bilanz ausweist (§ 26 des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank in Verbindung mit 
§ 249 des Handelsgesetzbuches). 

Zu §2 

Die Vorschrift bestimmt die Errichtung des Sonder-
vermögens mit dem Namen „Versorgungsrücklage 
des Bundes". 

Zu §3 

Mit der Bildung des Sondervermögens beim Bund 
soll die Finanzierung der Versorgungsaufwendungen 
der in § 1 Abs. 1 genannten Einrichtungen und Stel-
len ab dem Jahr 2014 unterstützt werden. Sie dürfen 
das Sondervermögen nach Abschluß der Anspar-
phase ausschließlich zweckgebunden zur Entlastung 
von Versorgungsaufwendungen nach § 7 dieses Ge-
setzes verwenden. Eine andere Verwendung der Mit-
tel des Sondervermögens ist gesetzlich ausgeschlos-
sen. 

Zu §4 

Die Vorschrift ermöglicht dem nichtrechtsfähigen 
Sondervermögen die Teilnahme am allgemeinen 
Rechtsverkehr. Die Ausgestaltung als nichtrechts-
fähiges Sondervermögen begrenzt den Vollzugs- und 
Kostenaufwand, weil damit keine Regelung über 
Organe notwendig ist. 

Zu § 5 

Die Vorschrift regelt, daß die Deutsche Bundesbank 
die Mittel des Sondervermögens verzinslich in han-
delbaren Schuldverschreibungen des Bundes zu 
marktüblichen Bedingungen anlegt. Damit wird die 
Eigenständigkeit des Sondervermögens gestützt. 
Einzelheiten werden vom Bundesministerium des In-
nern und dem Bundesministerium der Finanzen in 
Anlagerichtlinien festgelegt. Da die Anlagevorschrif-
ten des § 5 Abs. 2 auch für die Mittel gelten, die von 
den Sozialversicherungsträgern zugeführt werden, 
wird insoweit das Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Sozialordnung beim Erlaß 
von Anlagerichtlinien vorgesehen. 
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Zu § 6 

Die Zuführung von Mitteln zum Sondervermögen er-
folgt auf der Grundlage eines in den jeweiligen Bun-
desbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgeset-
zen festzulegenden Anteils, der durch geminderte 
Besoldungs- und Versorgungsanpassungen erbracht 
wird, sowie der bereits erbrachten Anteile der Vor-
jahre. Bei den Anteilen, die Grundlage für die Zufüh-
rung der Mittel zu dem Sondervermögen sind, han-
delt es sich nicht um individuelle Beiträge der einzel-
nen Besoldungs- und Versorgungsempfänger. 

Für Beträge, die nicht aus dem Bundeshaushalt, son-
dern z. B. von den bundesunmittelbaren Sozialversi-
cherungsträgern zugeführt werden, werden inner- 
halb der Versorgungsrücklage Sonderkonten einge-
richtet. Auf ihnen werden die zufließenden Mittel 
einschließlich der Erträge gesondert ausgewiesen. 

Die Mittel sind dem Sondervermögen einmal jährlich 
bis zum Ende des Monats Januar des jeweils folgen-
den Kalenderjahres zuzuführen. Maßgebend sind die 
Besoldungs- und Versorgungsaufwendungen des je-
weiligen Kalenderjahres, soweit ihnen Bezügebe-
standteile zugrunde liegen, die an den Anpassungen 
des § 14 BBesG teilnehmen. 

Die Höhe der Beträge wird nach einer Berechnungs-
formel des Bundesministeriums der Finanzen aus. 
den Ist-Personalausgaben des abgelaufenen Haus-
haltsjahres ermittelt. Dabei werden nur die dynami-
sierten Besoldungsbestandteile der Ist-Ausgaben 
und der Zeitpunkt der Besoldungserhöhung berück-
sichtigt. Hierbei sind die besonderen Verhältnisse 
beim Bundesministerium für Verteidigung zu be-
rücksichtigen. 

In der Praxis wird das Verfahren wie folgt ablaufen: 
Das Bundesministerium der Finanzen bucht zentral 
zu Lasten der Personaltitelkonten a ller Behörden, die 
über einen eigenen Personaltitel im Bundeshaushalt 
verfügen, die an das Sondervermögen zu überwei-
senden Mittel im HKR-Verfahren ab - und zwar von 
den einzelnen Titelkonten der Behörden - und führt 
die Mittel nachträglich zum 15. Januar des Folge-
jahres dem Sondervermögen zu. Die Stellen des § 1 
Abs. 1, die über einen eigenen Haushalt verfügen 
und folglich keinen eigenen Personaltitel im Bundes-
haushalt haben, berechnen die Höhe der an das Son-
dervermögen abzuführenden Mittel nach der vom 
Bundesministerium der Finanzen vorgegebenen Be-
rechnungsformel selbst und führen  die Mittel dem 
Sondervermögen zu. Durch diese Verfahrensweise 
und die lediglich einmal jährliche Zuführung der ein-
gesparten Mittel wird der Verwaltungs- und Kontroll-
aufwand so gering wie möglich gehalten. 

Da die Versorgungsanwartschaften beurlaubter Be-
amten während der Beurlaubungszeit weiter an-
wachsen, wird nach Absatz 2 auch dieser Personen-
kreis in die Bildung der Versorgungsrücklage einbe-
zogen. 

Absatz 3 regelt, daß bereits bis zum 15. Juni des 
laufenden Jahres ein Abschlag in der zu erwarten-
den Höhe der abzuführenden Mittel zu zahlen ist. 
Damit ist sichergestellt, daß das Sondervermögen 
keine Zinsverluste durch die Verfahrensweise nach 

Absatz 1 hat. Die Abschläge sind mit den Zahlungen 
nach Absatz 1 zu verrechnen. 

Insgesamt wird mit der Regelung des § 6 sicherge-
stellt, daß dem Sondervermögen je Kalenderjahr nur 
derjenige Betrag zuzuführen ist, der sich aus der Be-
rechnung nach Absatz 1 für das laufende Jahr ergibt. 
Über diesen Betrag hinausgehende Mittel, die dem 
Sondervermögen bereits zugeführt worden sind, wer-
den für die nächste folgende Abschlagszahlung gut-
geschrieben. 

Zu § 7  

Die Vorschrift gewährleistet, daß die Mittel des 
Sondervermögens ausschließlich zweckgebunden, 
d. h. zur Finanzierung künftiger Versorgungsausga-
ben verwendet werden. Die Mittel, die gemäß § 14 a 
Abs. 2 BBesG aus den in der Zeit vom 1. Januar 1999 
bis zum 31. Dezember 2013 geminderten Besol-
dungs- und Versorgungsanpassungen dem Sonder-
vermögen zuzuführen sind, dürfen frühestens nach 
Beendigung der Zuführungsphase, also ab dem Jahr 
2014, zur Finanzierung eines Teils der Versorgungs-
ausgaben des Bundes verwendet werden. Dabei ist 
vorgeschrieben, daß die Entnahme schrittweise über 
einen Zeitraum von 15 Jahren erfolgt. 

Satz 2 bestimmt, daß die Entnahme von Mitteln aus 
dem Sondervermögen grundsätzlich. durch Gesetz 
geregelt wird. Dies gilt jedoch nicht, soweit es sich 
um Beträge handelt, die gesondert für Selbstver-
waltungskörperschaften ausgewiesen sind. Auf 
Grund ihres gesetzlich garantierten Selbstverwal-
tungsrechts und ihrer Finanzautonomie steht den 
Selbstverwaltungskörperschaften das Verfügungs-
recht über ihre in der Versorgungsrücklage geson-
dert ausgewiesenen Mittel zu. 

Zu § 8 

Aus der Rechtsnatur der Rücklage als Sondervermö-
gen folgt die Trennung vom Vermögen, den Rechten 
und Verbindlichkeiten des Bundes. 

Zu den §§ 9 und 10 

Die Vorschriften enthalten Regelungen über die Auf-
stellung des Wirtschaftsplanes und die Jahresrech-
nung des Sondervermögens. 

Zu§ 11 

Mit der Einrichtung eines Beirats wird den Spitzenor-
ganisationen der Gewerkschaften eineigenständiges 
Beteiligungsrecht eingeräumt. Die Mittel, die der 
Versorgungsrücklage zufließen, werden durch ver-
ringerte Bezügeanpassungen der Besoldungs- und 
Versorgungsempfänger aufgebracht. Dem berechtig-
ten Interesse dieses Personenkreises an Unterrich-
tung sowie an Beteiligung soll durch den Beirat 
Rechnung getragen werden. Damit wird zugleich das 
Vertrauen in Sicherheit und Beständigkeit der Ver-
sorgungsrücklage gestärkt. 
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Zu 12 

Das Sondervermögen wird nach Erfüllung der Ver-
bindlichkeiten aufgelöst. 

Zu § 13 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 

C. Kosten 

Es entstehen keine zusätzlichen Kosten, da das Ge

-

setz lediglich das Verfahren bei der Zuführung der 
Mittel zu dem Sondervermögen des Bundes und ihre 

Zweckbestimmung, Anlage und Verwaltung sowie 
die Grundsätze der Entnahme von Mitteln aus dem 
Sondervermögen regelt. 

D. Preiswirkungsklausel 

Aus der Maßnahme resultieren keine Mehrausga-
ben. Eine Veränderung der Angebots- und Nachfra-
gestrukturen wird sich nicht ergeben. Daher sind 
Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf 
das Verbraucherpreisniveau, nicht zu erwarten. Zur 
Durchführung dieses Gesetzes wird zusätzliches Per-
sonal beim Bund nicht benötigt. 




